
A. Problem und Regelungsbedürfnis

Gemäß der Koalitionsvereinbarung Rheinland-Pfalz 2011 bis 2016 soll ein Entgelt für
die Entnahme von Wasser aus dem Grundwasser und aus oberirdischen Gewässern
eingeführt werden. Dies steht in Einklang mit den Anforderungen der Richtlinie
2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur
Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der
Wasserpolitik (ABl. EG Nr. L 327 S. 1) in der jeweils geltenden Fassung, die den
Schutz und die Sanierung europäischer Gewässer verpflichtend zur Auflage macht.
Die Erreichung der dort festgelegten anspruchsvollen Ziele ist mit einem enormen
finan ziellen Aufwand verbunden. Vor dem Hintergrund der angespannten Haus-
haltssituation bei Land und Kommunen ist dies nur durch eine Erweiterung und Ver-
stetigung der Finanzausstattung der Wasserwirtschaft möglich. 

B. Lösung

Zur Verwirklichung dieser Ziele soll ein Wasserentnahmeentgelt in Form einer Ab-
gabe zur Abschöpfung des Sondervorteils eingeführt werden, der Einzelnen dadurch
entsteht, dass ihnen die Teilhabe an der natürlichen Ressource Wasser als einem Gut
der Allgemeinheit gegenüber all denen verschafft wird, die dieses Gut nicht oder nicht
in gleichem Umfang nutzen.

C. Alternativen

Keine.

D. Kosten

Der durch den Vollzug des Wasserentnahmeentgeltgesetzes entstehende Verwal-
tungsaufwand (Personal- und Sachausgaben) wird aus dem Abgabenaufkommen ge-
deckt. Der Gesetzentwurf sieht ein einfaches Veranlagungsmodell mit nur drei un-
terschiedlichen Entgeltsätzen sowie wenigen Ausnahmen und Verrechnungsmög-
lichkeiten bezüglich bestimmter ressourcenwirksamer Maßnahmen vor. Damit kann
die spezifische Fallbearbeitung mit geringem Aufwand einhergehen. Der Verwal-
tungsaufwand ist daher mit etwa 5 v. H. des Gesamtaufkommens zu veranschlagen;
der hierin enthaltene Personalaufwand dürfte insbesondere bei den Struktur- und Ge-
nehmigungsdirektionen sowie dem Landesamt für Umwelt, Wasserwirtschaft und
Gewerbeaufsicht anzusiedeln sein.

E. Zuständigkeit

Federführend ist das Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft, Ernährung, Weinbau
und Forsten.
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Der Ministerpräsident des Landes Rheinland-Pfalz
Mainz, den 17. April 2012

An den 
Herrn Präsidenten
des Landtags Rheinland-Pfalz

55116 Mainz

Entwurf eines Landesgesetzes über die Erhebung
 eines Entgelts für die Entnahme von Wasser aus Ge-
wässern (Wasserentnahmeentgeltgesetz – LWEntG –)

Als Anlage übersende ich Ihnen den von der Landes regie rung
beschlossenen Gesetzentwurf.

Ich bitte Sie, die Regierungsvorlage dem Landtag zur B era tung
und Beschlussfassung vorzulegen.

Federführend ist die Ministerin für Umwelt, Landwirtschaft,
Ernährung, Weinbau und Forsten.

Kurt Beck
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L a n d e s g e s e t z
über die Erhebung eines Entgelts für 

die Entnahme von Wasser aus Gewässern
(Wasserentnahmeentgeltgesetz – LWEntG –)

Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz
beschlos sen:

§ 1
Entgeltpfl icht,  Ausnahmen

(1) Das Land erhebt für das 
1. Entnehmen und Ableiten von Wasser aus oberirdischen

Gewässern,
2. Entnehmen, Zutagefördern, Zutageleiten und Ableiten

von Grundwasser (Wasserentnahme) ein Wasserent nahme -
 entgelt nach Maßgabe dieses Gesetzes.

(2) Das Wasserentnahmeentgelt wird nicht erhoben für
Wasser ent nahmen
1. aufgrund einer behördlichen Anordnung,
2. zur dauerhaften Grundwasserabsenkung zum Wohle der

Allgemeinheit gemäß behördlicher Zulassung,
3. zur Grundwasseranreicherung, Grundwasserreinigung

oder Bodensanierung,
4. zur vorübergehenden Grundwasserabsenkung zum

Zwecke der Errichtung, Sanierung, des Aus- oder Rück-
baus baulicher Anlagen gemäß behördlicher Zulassung,

5. zu Löschzwecken außerhalb der öffentlichen Wasser ver -
sorgung,

6. zur Wasserkraftnutzung,
7. zur Gewinnung von Wärme aus dem Wasser, soweit es

demselben Gewässer wieder zugeführt wird,
8. für Zwecke der Fischerei,
9. zur landwirtschaftlichen oder forstwirtschaftlichen Be-

wässerung,
10. in Form der Freilegung von Grundwasser im

Zusammen hang mit dem Abbau oder der Gewinnung
von Bodenschätzen oder anderen Bodenbestandteilen,

11. aus staatlich anerkannten Heilquellen im Sinne des § 53
des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) vom 31. Juli 2009
(BGBl. I S. 2585) in der jeweils geltenden Fassung, soweit
sie nicht der Mineralwasserabfüllung dienen, 

sowie
12. für Wasserentnahmen, die folgende Mengen nicht über-

schreiten:
a) bei Grundwasser 10 000 Kubikmeter pro Jahr und

Entgeltpflichtigem, 
b) bei oberirdischen Gewässern 20 000 Kubikmeter pro

Jahr und Entgeltpflichtigem.

(3) Erfolgt die Wasserentnahme im Wege einer Mehrfach-
nutzung auch zu anderen, in Absatz 2 Nr. 1 bis 10 nicht ge-
nannten Zwecken, ist das Wasserentnahmeentgelt dennoch
zu entrichten. Werden Wasserteilmengen zu anderen als den
in Absatz 2 genannten Zwecken entnommen, ist das Wasser -
entnahmeentgelt anteilig für diese Wassermengen zu ent-
richten.

§ 2
Bemessungsgrundlage,  Entgeltsatz

(1) Das Wasserentnahmeentgelt bemisst sich nach der vom
Entgeltpflichtigen oder mit seinem Einverständnis von  Dritten
tatsächlich entnommenen Wassermenge, die durch kontinu-
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ierliche Messungen geeigneter Messeinrichtungen nachzuwei-
sen ist. Die zuständige Behörde kann eine andere Art des Men-
gennachweises zulassen.

(2) Das Wasserentnahmeentgelt beträgt
1. bei Entnahme von Grundwasser 6,0 Cent je Kubikmeter,
2. bei Entnahme von Wasser aus oberirdischen Gewässern 2,4

Cent je Kubikmeter.
Maßgeblich ist die konkrete Entnahmestelle.

(3) Erfolgt die Wasserentnahme ausschließlich zum Zwecke
der Kühlwassernutzung (Durchlaufkühlung) oder der Gewin-
nung oder Aufbereitung von Bodenschätzen, so beträgt das
Wasserentnahmeentgelt 0,9 Cent je Kubikmeter, wenn das
Wasser einem Gewässer unmittelbar zugeführt wird.

(4) Erfolgt die Wasserentnahme zum Zwecke der Durchlauf-
kühlung im Rahmen des Betriebes einer hocheffizienten Kraft-
Wärme-Kopplungsanlage im Sinne des § 3 Abs. 1 und 11 des
Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes vom 19. März 2002 (BGBl. I
S. 1092) in der jeweils geltenden Fassung unter ausschließlicher
Verwendung von erneuerbaren Energieträgern, Erdgas oder
Abfallstoffen, so beträgt das Wasserentnahmeentgelt 0,5 Cent
je Kubikmeter.

§ 3
Entgeltpfl ichtiger,  Erklärungspfl icht

(1) Zur Zahlung des Wasserentnahmeentgelts ist verpflichtet,
wer im Zeitpunkt einer zulassungspflichtigen Wasserent nahme 
1. die Zulassung innehat oder
2. im Sinne des § 1 Abs. 1 Wasser ohne die erforderliche Zu-

lassung entnimmt (Entgeltpflichtiger).

(2) Der Entgeltpflichtige hat der zuständigen Behörde bis zum
1. März eines jeden Jahres unaufgefordert eine Erklärung über
sämtliche zur Bemessung des Wasserentnahmeentgelts erfor-
derlichen Tatsachen vorzulegen, insbesondere über Menge
und Herkunft des im Vorjahr entnommenen Wassers; die An-
gaben sind durch geeignete Unterlagen nachzuweisen. Kommt
der Entgeltpflichtige seiner Erklärungspflicht nicht oder nicht
rechtzeitig nach, so kann die zuständige Behörde das Wasser -
entnahmeentgelt im Wege der Schätzung festsetzen. Dabei ist
im Regelfall die in dem die Wasserentnahme zulassenden Be-
scheid zugelassene Höchstmenge zugrunde zu legen.

(3) Erklärungen sind nach einem durch Verwaltungsvorschrift
bestimmten Datensatz des für die Wasserwirtschaft  zuständigen
Ministeriums elektronisch zu übermitteln (amtlicher elektro-
nischer Vordruck).

§ 4
Verrechnung

(1) Aufwendungen des Entgeltpflichtigen für
1. eine mit Zustimmung der oberen Wasserbehörde erstellte

Effizienzanalyse für Maßnahmen, die geeignet sind, eine
Reduzierung von Wärmefrachteinleitungen in das Gewäs-
ser zu bewirken,

2. die Errichtung oder Erweiterung von Anlagen, die von der
oberen Wasserbehörde auf der Grundlage einer Effizienz-
analyse im Sinne der Nummer 1 als verrechnungsfähig an-
erkannt worden sind,

können auf Antrag mit bis zu 25 v. H. des in demselben Ver-
anlagungszeitraum anfallenden Wasserentnahmeentgelts ver-
rechnet werden. Für eine Maßnahme im Sinne der Nummer 2
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kann eine Verrechnung über einen Zeitraum von höchstens
drei aufeinanderfolgenden Jahren beantragt werden. 

(2) Auf Antrag können 50 v. H. der Aufwendungen des Ent-
geltpflichtigen für Kooperationsmaßnahmen zum Schutz des
Grundwassers oder oberirdischer Gewässer aufgrund einer
vertraglichen Vereinbarung zwischen 
1. ihm als einem Träger der Wasserversorgung im Sinne des

§ 46 Abs. 1 des Landeswassergesetzes in der Fassung vom
22. Januar 2004 (GVBl. S. 53), BS 75-50, in der jeweils gel-
tenden Fassung und landwirtschaftlichen Betrieben oder

2. ihm als einem Getränke herstellenden Unternehmen und
landwirtschaftlichen Betrieben mit dem in demselben Ver-
anlagungszeitraum anfallenden Wasserentnahmeentgelt
verrechnet werden.

(3) Der Antrag auf Verrechnung ist vom Entgeltpflichtigen im
Rahmen seiner Erklärung nach § 3 Abs. 2 Satz 1 zu stellen; da-
bei sind die Angaben durch geeignete Unterlagen nachzuwei-
sen. § 3 Abs. 3 gilt entsprechend. Zu einem späteren als dem
in § 3 Abs. 2 Satz 1 genannten Zeitpunkt gestellte Anträge
führen zum Ausschluss des Verrechnungsanspruchs.

§ 5
Verwendung

(1) Das Aufkommen aus dem Wasserentnahmeentgelt steht
dem Land nach Abzug des Verwaltungsaufwands zweckge-
bunden für eine nachhaltige Gewässerbewirtschaftung im  Sinne
des Wasserhaushaltsgesetzes zur Verfügung, insbesondere zum
Schutz und zur Verbesserung
1. von Menge und Qualität des Wassers, vor allem zur Sicher -

stellung der öffentlichen Wasserversorgung,
2. des Zustands der oberirdischen Gewässer und des Grund-

wassers, 
3. der aquatischen Ökosysteme und der von ihnen  abhängigen

Landökosysteme sowie
4. von Grünlandbereichen und Flussauen zum Zwecke der

Wasserrückhaltung und der Grundwasserneubildung.
Zu dem Aufkommen aus dem Wasserentnahmeentgelt zählen
auch Rückflüsse aus Zuwendungen, soweit diese aus dem Auf-
kommen des Wasserentnahmeentgelts gewährt wurden,
einschließlich Verzinsung sowie Verwaltungseinnahmen auf-
grund dieses Gesetzes. Das Nähere bestimmt der Haushalts-
plan.

(2) Das für die Wasserwirtschaft zuständige Ministerium stellt
ein Förderprogramm auf und bewilligt die Mittel. 

(3) Für die nach der Bewilligung der Mittel entstehenden Ver-
waltungsaufgaben sind die oberen Wasserbehörden zuständig,
soweit nicht das Land oder eine von ihm beauftragte Stelle
 Träger der Maßnahme ist; in diesem Falle ist die oberste
Wasser behörde zuständig.

§ 6
Zuständigkeit ,  Festsetzung

(1) Veranlagungszeitraum ist das Kalenderjahr.

(2) Zuständig für den Vollzug dieses Gesetzes ist die obere
Wasserbehörde. § 12 des Landesabwasserabgabengesetzes
(LAbwAG) vom 22. Dezember 1980 (GVBl. S. 258), BS 75-52,
in der jeweils geltenden Fassung gilt entsprechend.

(3) Das Wasserentnahmeentgelt wird jährlich von Amts wegen
durch Bescheid festgesetzt (Festsetzungsbescheid). Der Fest-
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setzungsbescheid bedarf der Schriftform und ist zuzustellen.
Das Wasserentnahmeentgelt ist einen Monat nach Bekannt gabe
des Festsetzungsbescheides fällig. 

(4) Die Festsetzungsfrist beträgt drei Jahre. Sie beginnt mit
dem Ablauf des Veranlagungszeitraumes. Die Festsetzungs-
frist beträgt zehn Jahre, soweit ein Wasserentnahmeentgelt
hinterzogen, und fünf Jahre, soweit es leichtfertig verkürzt
worden ist. Dies gilt auch dann, wenn die Hinterziehung oder
leichtfertige Verkürzung des Wasserentnahmeentgelts nicht
durch den Entgeltpflichtigen oder eine Person begangen wor-
den ist, deren er sich zur Erfüllung seiner abgaberechtlichen
Pflichten bedient, es sei denn, der Entgeltpflichtige weist nach,
dass er durch die Tat keinen Vermögensvorteil erlangt hat und
sie auch nicht darauf beruht, dass er die im Verkehr erforder-
lichen Vorkehrungen zur Verhinderung von Abgabeverkür-
zungen unterlassen hat.

(5) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Anforde-
rung des Wasserentnahmeentgelts haben keine aufschiebende
Wirkung.

(6) Die §§ 14 und 15 LAbwAG gelten entsprechend.

§ 7
Vorauszahlungen

Der Entgeltpflichtige hat für den laufenden Veranlagungszeit-
raum eine Vorauszahlung zu entrichten. Die zuständige
Behörde legt die Vorauszahlung durch Bescheid fest (Voraus-
zahlungsbescheid). Die Vorauszahlung erfolgt in Höhe des zu-
letzt festgesetzten Jahresbetrages oder des zu erwartenden
Jahres betrages. Die Vorauszahlung ist jeweils am 1. Juli,
frühes tens einen Monat nach Zustellung des Vorauszahlungs-
bescheides, fällig.

§ 8
Straf -  und Bußgeldvorschriften

(1) Die Strafvorschriften des § 370 Abs. 1, 2 und 4, des § 371
und des § 376 der Abgabenordnung und die Bußgeldvorschrift
des § 378 der Abgabenordnung sind entsprechend anzuwen-
den.

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1. entgegen § 3 Abs. 2 die erforderlichen Erklärungen nicht,

nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig vor-
legt,

2. entgegen § 4 Abs. 2 die Aufwendungen oder Vorausset-
zungen für eine Verrechnung nicht richtig erklärt.

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu
zweitausendfünfhundert Euro geahndet werden.

(3) Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1
Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten für die Ver-
folgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach die-
sem Gesetz ist die obere Wasserbehörde. 

§ 9
Durchführungsbestimmungen

Das für die Wasserwirtschaft zuständige Ministerium erlässt
die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Verwal-
tungsvorschriften. 

§ 10
I n k r a f t t r e t e n

Das Gesetz tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.
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A. Allgemeines

Wasser ist eine unentbehrliche Lebensgrundlage für den Men-
schen und andere Lebewesen. Aus diesem Grund sind Flüsse,
Bäche und Seen, aber auch das Grundwasser wertvolle, spar-
sam zu verwendende Ressourcen, die es zu schützen und zu be-
wahren gilt. Mit der Verabschiedung der Richtlinie 2000/
60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
23. Ok tober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für
Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik
(ABl. EG Nr. L 327, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung hat
die EU den Schutz und die Sanierung europäischer Gewässer
verpflichtend zur Auflage gemacht. Ein guter Zustand der Ge-
wässer sichert die notwendige Nutzung der Gewässer zur Ver-
sorgung der Bevölkerung mit hochwertigem Trinkwasser so-
wie andere Nutzungen wie zum Beispiel durch die Landwirt-
schaft, die Industrie und das Gewerbe. Dies schließt eine auf
Schonung des vorhandenen Wasservorkommens angelegte
Bewirtschaftungspolitik ein. Nach Artikel 9 Abs. 1 der Richt-
linie 2000/60/EG haben die Mitgliedstaaten unter Zugrunde-
legung des Verursacherprinzips den Grundsatz der Deckung
der Kosten der Wasserdienstleistungen einschließlich umwelt-
und ressourcenbezogener Kosten zu berücksichtigen. Hierbei
kommt neben dem Instrument der Abwasserabgabe dem
Wasser entnahmeentgelt eine besondere Bedeutung zu.

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll in Rheinland-Pfalz
ein Wasserentnahmeentgelt als Abgabe zur Abschöpfung des
besonderen Vorteils eingeführt werden, den Einzelne dadurch
erlangen, dass ihnen die Teilnahme an dem knappen Allge-
meingut Wasser ermöglicht wird, die anderen nicht oder nicht
in diesem Umfang zuteil wird. Das Wasserentnahmeentgelt
soll dazu dienen, im Sinne einer ökologischen Lenkungswir-
kung Anreize zu einer schonenden und effizienten Nutzung
der Wasserressourcen zu schaffen. Durch eine klare gesetzliche
Zweckbindung der Aufkommensverwendung wird mit dem
Wasserentnahmeentgelt zudem ein Finanzierungsinstrument
geschaffen, das den wasserwirtschaftlichen Herausforderun-
gen Rechnung trägt. Aus dieser Lenkungs- und Finanzie-
rungsfunktion folgt die Notwendigkeit, ein verständliches,
klaren Strukturen folgendes und mit möglichst geringem Ver-
waltungsaufwand vollziehbares Gesetz zu schaffen.

Aus diesem Grunde knüpft die mit dem Gesetzentwurf ge -
regelte Entgeltpflicht an die pro Veranlagungszeitraum
tatsächlich entnommene Wassermenge, im Entgeltsatz diffe-
renziert nach Grundwasser und oberirdischem Wasser, an.
Durch die Ausnahme bestimmter, vor allem gemeinwohlori-
entierter Entnahmearten sowie angemessene Bagatellgrenzen
gelingt eine Konzentration der Entgeltpflicht auf die wesent-
lichen Fälle einer Inanspruchnahme der Ressource Wasser in
Rheinland-Pfalz. Zweck dieser Aufwand-Nutzen-Betrachtung
ist es, bei moderater Belastung der betroffenen Gruppen und
Branchen die Mittel für den Gewässerschutz mit vertretbarem
Verwaltungsaufwand zu verstetigen. Durch eine gesetzliche
Zweckbindung kommt das Entgeltaufkommen der Ressource
Wasser und mittelbar auch den Belasteten zugute.

Derzeit verfügen zwölf Länder über Regelungen eines Wasser -
entnahmeentgelts (Baden-Württemberg, Berlin, Brandenburg,
Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Nieder -

sachsen, Nordrhein-Westfalen, Saarland, Sachsen, Sachsen-
Anhalt, Schleswig-Holstein).

Dem Land steht die Gesetzgebungskompetenz zur Ein-
führung eines Wasserentnahme entgelts im Sinne einer nicht-
steuerlichen Vorteilsabschöpfungsabgabe zu. Die am 1. Sep-
tember 2006 in Kraft getretene Kompetenzordnung hat dem
Bund in Artikel 74 Abs. 1 Nr. 32 des Grundgesetzes eine kon-
kurrierende Gesetzgebungskompetenz für den Bereich des
Wasserhaushalts eingeräumt. Von dieser Kompetenz hat der
Bund mit dem Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31. Juli
2009 (BGBl. I S. 2585) in der jeweils geltenden Fassung Ge-
brauch gemacht, den Ländern jedoch verschiedene Bereiche,
unter anderem die Entscheidung über die Erhebung eines
Wasser entnahmeentgelts, überlassen. Dass die Gesetzge-
bungskompetenz des Landes nicht durch die Finanzverfassung
des Grundgesetzes (Artikel 104 a ff. GG) ausgeschlossen wird,
hat das Bundesverfassungsgericht bereits in seinem Beschluss
vom 7. November 1995 (E 93, 319, 339 ff.) festgestellt.

Im Rahmen der Anhörung haben die Arbeitsgemeinschaft der
kommunalen Spitzenverbände unter Federführung des Ge-
meinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz sowie Verbände
und Unternehmen aus folgenden Bereichen Stellungnahmen
abgegeben: Energie- und Wasserwirtschaft, produzierendes
Gewerbe einschließlich Chemie, Papierindustrie, Steine und
Erden, Bau- und Rohstoffindustrie, Umweltverbände, Land-
wirtschaft, Fischerei, Gewerkschaften sowie wasserwirt-
schaftliche und ingenieurtechnische Fachverbände. Ingesamt
gingen mehr als zwanzig Stellungnahmen ein.

Im Laufe der Anhörung wurden vielfältige Anregungen ein-
gebracht. Klarstellungen und Verbesserungen, insbesondere
im Bereich der Erhebung des Wasserentnahmeentgelts bzw.
der Erfassung von Entnahmemengen, wurden aufgenommen.
In der Begründung erfolgten einige redaktionelle Klarstellun-
gen. 

Das Konnexitätsprinzip findet gemäß § 1 Abs. 4 des Konnexi -
tätsausführungsgesetzes vom 2. März 2006 (GVBl. S. 53, BS
2020-5) in der jeweils geltenden Fassung keine Anwendung, da
der Gesetzentwurf lediglich Anforderungen regelt, die für je-
dermann gleichermaßen gelten. Gemeinden und Gemeinde-
verbände sind, soweit sie Wasser zur eigenen Verwendung ent-
nehmen, von den Regelungen wie private Dritte betroffen. So-
weit die Wasserentnahme im Rahmen der öffentlichen Wasser -
versorgung erfolgt, kann das Wasserentnahmeentgelt – ver-
gleichbar mit der Abwasserabgabe (siehe § 2 Abs. 1 des Lan -
des abwasserabgabengesetzes – LAbwAG – vom 22. Dezem -
ber 1980 – GVBl. S. 258 –, BS 75-52, in der jeweils geltenden
Fassung) – im Rahmen der Wasserversorgungsgebühren und
-preise abgewälzt werden, sodass keine zusätzliche Belastung
der Kommunen eintritt.

Von einer Gesetzesfolgenabschätzung wird abgesehen, da die
Einführung des Wasserentnahmeentgelts in engem zeitlichen
Zusammenhang mit der Verabschiedung des Haushaltsgeset-
zes für den Doppelhaushalt 2012/2013 mit den sich hieraus er-
gebenden zeitlichen Vorgaben steht.

Der vorliegende Gesetzentwurf hat keinen geschlechtsspezifi-
schen Bezug und ist daher gleichstellungspolitisch neutral.

Begründung
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B. Zu den einzelnen Bestimmungen

Zu § 1 Abs. 1

Diese Bestimmung statuiert grundlegend, dass das Land ein
Wasserentnahmeentgelt für die (physische) Entnahme von
Wasser aus dem Grundwasser und aus oberirdischen Gewäs-
sern erhebt. Enthalten ist eine Legaldefinition des Begriffs der
Wasserentnahme, der an die aus dem Wasserhaushaltsgesetz
bekannte Terminologie anknüpft. Unter „oberirdischen Ge-
wässern“ sind vor allem Flüsse, Seen oder Talsperren zu ver-
stehen, der Begriff „Grundwasser“ umfasst insbesondere
 Wasser aus Quellfassungen und Uferfiltrat. Nicht erforderlich
ist, dass das Wasser einer Nutzung zugeführt wird; es genügt,
dass es dem Wasservorkommen in zielgerichteter Weise ent-
zogen wird. Soweit natürlich austretendes Wasser einer ge -
fassten Quelle dem Wasserkreislauf unvermindert zur Verfü-
gung steht, ist der Tatbestand der Wasserentnahme nicht er-
füllt. Damit zielt das Wasserentnahmeentgelt auf die Reduzie-
rung des mengenmäßigen Ressourcendrucks auf Wasserkör-
per durch Extraktion von Wasser für anthropogene Zwecke
ab. Die statuierte Entgeltpflicht stellt angemessene Anreize für
die Benutzer dar, die Wasserressource effizient zu nutzen und
zu den Umweltzielen der Richtlinie 2000/60/EG beizutragen. 

Zu § 1 Abs. 2

Die Regelung enthält in abschließender Aufzählung die Be-
reiche, die von der Entgeltpflicht ausgenommen sind. Sie um-
fasst schätzungsweise weniger als 10 v. H. der gesamten Was-
serentnahmen, sodass das Wasserentnahmeentgeltgesetz zur
Umsetzung von Artikel 9 Abs. 1 der Richtlinie 2000/60/EG
beiträgt, um die aus der Nutzung der Ressource entstehenden
umwelt- und ressourcenbezogenen Kosten bei den Kosten der
Wasserdienstleistungen zu berücksichtigen.
Dies sind zunächst behördlich angeordnete Entnahmen. Sie
sind ausgenommen, da der Vorteil vorrangig dem Allgemein-
wohlinteresse dient. Gleiches gilt für die in den Nummern 2
und 3 genannten Entnahmen zur dauerhaften Grundwasser-
absenkung gemäß behördlicher Zulassung, zur Grundwasser -
anreicherung oder -reinigung und Bodensanierung.
Mit der Nummer 4 werden vorübergehende Grundwasserab-
senkungen zur Errichtung, Sanierung sowie des Aus- oder
Rückbaus baulicher Anlagen ausgenommen, da eine mengen-
mäßige Erfassung bei vorübergehender Grundwasserabsen-
kung technisch nur mit hohem Aufwand zu bewerkstelligen
wäre. Voraussetzung ist die formelle und materielle Recht-
mäßigkeit der Maßnahme.
Privilegiert werden soll gemäß Nummer 5 ferner die Wasser -
entnahme (außerhalb der öffentlichen Wasserversorgung) zu
Löschzwecken, gleichgültig, ob diese aus Löschteichen, ober-
irdischen Gewässern oder dem Grundwasser erfolgt. 
Ausgenommen sind nach den Nummern 6 und 7 zudem Wasser -
entnahmen, die der Nutzung erneuerbarer Energien (Wasser-
kraft, Geothermie) dienen. Die Belegung der gesellschaftlich
gewünschten Erzeugung regenerativer Energien mit einem
Wasserentnahmeentgelt würde eine kontraproduktive Wir-
kung entfalten. 
Nach Nummer 8 sollen weiterhin die Entnahmen zum
Zwecke der Fischerei entgeltfrei bleiben, da diese Entnahmen
in Rheinland-Pfalz unter wasserwirtschaftlichen Gesichts-
punkten keine signifikanten Auswirkungen auf die Umwelt
haben. Hiervon wird sowohl die berufliche als auch die frei-
zeitmäßige Fischerei erfasst.

Ebenfalls entgeltfrei bleiben gemäß Nummer 9 Wasserent-
nahmen zur land- und forstwirtschaftlichen Bewässerung.
Zwar ist nach Artikel 9 der Richtlinie 2000/60/EG grundsätz-
lich auch für den Sektor Landwirtschaft ein angemessener Bei-
trag zur Deckung der Kosten der Wasserdienstleistungen zu
erbringen; allerdings räumt die Richtlinie 2000/60/EG den
Mitgliedstaaten die Möglichkeit ein, den sozialen, ökolo -
gischen und wirtschaftlichen Auswirkungen der Kosten-
deckung sowie den geografischen und klimatischen Gegeben-
heiten der betreffenden Region Rechnung zu tragen. Der An-
teil der Wasserentnahmen zur land- und forstwirtschaftlichen
Bewässerung in Rheinland-Pfalz liegt unter 1 v. H. der gesam -
ten Entnahmen. Eine Einbeziehung der Landwirtschaft in die
Entgeltpflicht birgt die Gefahr einer erheblichen Ungleich-
behandlung landwirtschaftlicher Unternehmen: Die Unter-
nehmen, die das Beregnungswasser von einem Wasser- und
Bodenverband (einer Körperschaft des öffentlichen Rechts)
beziehen, müssten mit einer Entgeltbelastung rechnen, da die
verbandlich organisierte Wasserentnahme – im Gegensatz zu
der Entnahme eines einzelnen Betriebs – regelmäßig die Ba-
gatellgrenze (Nummer 12, s. u.) überschreiten dürfte. Eine
gleichmäßige Verteilung der Zahllast – unabhängig von der
Mitgliedschaft oder Nicht-Mitgliedschaft in einem Wasser-
und Bodenverband – auf alle landwirtschaftlichen Unterneh-
men mit Wasserentnahmen zum Zwecke der Bewässerung
wäre nur mit beträchtlichem Verwaltungsaufwand zu ge-
währleisten. Dies wiederum stände im Widerspruch zu dem
angestrebten ausgewogenen Kosten-Nutzen-Verhältnis dieses
Gesetzes.
Voraussetzung der Entgeltfreiheit ist, dass die Bewässerung
auf land- oder forstwirtschaftlich (d. h. zur Urproduktion) ge-
nutzten Flächen erfolgt. Maßgeblich ist die Begriffsbestim-
mung in § 201 des Baugesetzbuches in der Fassung vom
23. Sep tember 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509).
Hierzu zählt auch der Weinbau, nicht jedoch die Bewässerung
botanischer oder zoologischer Gärten sowie die Bewässerung
von Freizeit- oder Erholungseinrichtungen wie Sport- oder
Golfplätzen oder die Bewässerung von Grünflächen durch Be-
triebe oder Private. Solche Bewässerungen dürften, soweit
 eigene Entnahmestellen genutzt werden, überwiegend von
der Bagatellgrenze (Nummer 12, s. u.) erfasst werden. Die
forstwirtschaftliche Bewässerung umfasst insbesondere die
Nasskonservierung von Rundholz.
Nach Nummer 10 bleibt die Wasserentnahme entgeltfrei, so-
weit im Zusammenhang mit dem Abbau oder der Gewinnung
von Bodenschätzen oder anderen Bodenbestandteilen Grund-
wasser freigelegt wird, da die Ressource Wasser – allerdings als
Oberflächengewässer – dem Wasserhaushalt an dieser Stelle
weiterhin zur Verfügung steht; eine Ableitung des Wassers
darf – um das Merkmal der Freilegung zu erfüllen – beispiels-
weise nicht erfolgen. Bodenschätze im Sinne dieses Gesetzes
sind die nach Berg- und Wasserrecht in Frage kommenden
bergfreien, grundeigenen Bodenschätze sowie Grundeigen -
tümerbodenschätze (Steine, Erden, magmatisches Kohlen -
dioxid). Bodenbestandteile sind die bei der Gewinnung an -
fallenden nicht verwertbaren, aber notwendigerweise mit zu
gewinnenden Anteile (sogenannter Abraum).
Wird durch den Einsatz von Saug- oder Greifbaggern im Rah-
men der Gewinnung von Bodenschätzen oder anderen Boden -
bestandteilen kurzfristig auf das Medium Wasser zugegriffen,
so liegt bereits tatbestandsmäßig keine zielgerichtete Wasser -
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entnahme im Sinne des Absatzes 1 vor. Gleiches gilt – in Er-
mangelung eines Gewässers – für die Ableitung des sich in
Gruben sammelnden Niederschlagswassers, soweit keine Ver-
bindung zum Grundwasser besteht.
Von der Entgeltpflicht ebenfalls ausgenommen werden nach
Nummer 11 Wasserentnahmen aus staatlich anerkannten
Heilquellen im Sinne des § 53 Abs. 1 und 2 WHG aufgrund
ihrer Bedeutung für die allgemeine (öffentliche) Gesundheit.
Die Entgeltfreiheit wird jedoch nicht gewährt, soweit das aus
den genannten Heilquellen entnommene Wasser im Zusam-
menhang mit dem Abfüllen von Mineralwasser verwendet
wird.
Nummer 12 enthält eine Bagatellgrenze für geringfügige
Wasser entnahmen zur Vermeidung eines unverhältnismäßi-
gen Verwaltungsaufwands. Sie knüpft in personeller Hinsicht
an den in § 3 Abs. 1 bestimmten Entgeltpflichtigen und in
sachlicher Hinsicht an die Jahreswassermenge, die ihm gemäß
§ 2 Abs. 1 zuzurechnen ist, an. 

Zu § 1 Abs. 3 

Durch diese Bestimmung wird klargestellt, dass in den Fällen
der Nummern 1 bis 10 des Absatzes 2 die Entgeltfreiheit nur
für den Anteil entnommenen Wassers gewährt wird, der aus-
schließlich den Zwecken des Absatzes 2 zugutekommt. Das
Wasserentnahmeentgelt ist nach Satz 1 zu entrichten, soweit
das entnommene Wasser im Wege einer Mehrfachnutzung
auch zu einem anderen Zweck verwendet wird. Gleiches gilt
gemäß Satz 2 für die für sonstige Zwecke entnommenen
Wasser teilmengen, das Wasserentnahmeentgelt bemisst sich
dabei nach der entgeltpflichtig entnommenen Wassermenge. 
In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 11 knüpft die Entgeltfreiheit
an die Herkunft aus einer staatlich anerkannten Heilquelle an,
sodass eine Bestimmung von Teilmengen – bis auf die Rück-
ausnahme der Mineralwasserabfüllung – im Sinne von Ab-
satz 3 entbehrlich ist.
Entnimmt der Entgeltpflichtige neben entgeltfreien Wasser -
entnahmen im Sinne der Nummern 1 bis 11 Wassermengen
unterhalb der Bagatellgrenze, so bleiben diese nach Nummer
12 entgeltfrei; es kann somit eine Kumulation der in Absatz 2
aufgeführten entgeltfreien Fallgruppen erfolgen.

Zu § 2 Abs. 1

Bemessungsgrundlage für die Höhe des Wasserentnahmeent-
gelts ist die im Veranlagungszeitraum (vgl. insoweit § 6 Abs. 1)
tatsächlich entnommene Wassermenge. Diese ist ein sachge-
rechtes Kriterium für den wirtschaftlichen Vorteil, dessen Ab-
schöpfung das Wasserentnahmeentgelt bezweckt. Dies bein-
haltet auch die Wassermengen, die nicht vom Entgeltpflichti-
gen (vgl. insoweit § 3 Abs. 1) selbst, aber mit seinem Einver-
ständnis entnommen werden. Hierunter ist das bewusste Ein-
räumen einer Wasserentnahmemöglichkeit gegenüber Dritten
gemeint. Die von ihnen entnommene Wassermenge ist dem
Inhaber der die Wasserentnahmestelle betreffenden wasser-
behördlichen Zulassung zuzurechnen. Das Einverständnis
setzt dabei eine konkrete Kenntnis der Person des wasserent-
nehmenden Dritten nicht voraus, soweit der Inhaber der was-
serrechtlichen Zulassung bewusst die Möglichkeit der Wasser -
entnahme geschaffen hat.
Zur möglichst genauen Erfassung sollen kontinuierliche Mes-
sungen durch geeignete, handelsübliche (geeichte) Messein-
richtungen erfolgen; fehlen diese und kann die Entnahme-
menge nicht auf andere Art (z. B. über die Pumpenleistung)

nachvollziehbar ermittelt werden, kann eine Bestimmung der
entnommenen Wassermenge durch die Behörde im Wege der
Schätzung auf der Grundlage der wasserbehördlichen Zulas-
sung erfolgen. 

Zu § 2 Abs. 2

Diese Bestimmung regelt die Höhe des Entgeltsatzes pro
Kubik meter. Die Differenzierung nach dem Herkunftsmedi-
um resultiert aus der Tatsache, dass Grundwasser nach wie vor
als besonders schützenswert einzustufen ist. Durch den  höheren
Entgeltsatz werden Anreize für einen besonders schonenden
und sparsamen Umgang sowie gegebenenfalls einen Umstieg
auf die Nutzung von Wasser aus oberirdischen Gewässern ge-
schaffen. Satz 2 stellt klar, dass es zur Bestimmung des Her-
kunftsmediums auf die Entnahmestelle ankommt.

Zu § 2 Abs. 3 

Der verringerte Entgeltsatz für die in dieser Vorschrift ge-
nannten Nutzungen (Durchlaufkühlung, Gewinnung und
Aufbereitung von Bodenschätzen) trägt dem Umstand Rech-
nung, dass das zu diesen Zwecken entnommene Wasser einem
Gewässer unmittelbar, d. h. ohne weitergehende Nutzung,
wieder zugeführt, dem Wasserhaushalt somit nur temporär
entzogen wird und dadurch keine signifikanten Auswirkun-
gen auf den mengenmäßigen Zustand des Gewässers  entstehen.
Der verringerte Entgeltsatz wird unter der Voraussetzung ge-
währt, dass das entnommene Wasser einem Gewässer – gege-
benenfalls auch über Absetzbecken oder Rückkühl werke –
unmittelbar wieder zugeführt wird.

Zu § 2 Abs. 4 

Die hohe Energie- und Ressourceneffizienz moderner Kraft-
Wärme-Kopplungsanlagen, die aufgrund ihres Gesamtnut-
zungsgrades hocheffiziente KWK-Anlagen im Sinne des Kraft-
Wärme-Kopplungsgesetzes vom 19. März 2002 (BGBl. I
S. 1092) in der jeweils geltenden Fassung sowie der Richtlinie
2004/8/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
11. Februar 2004 über die Förderung einer am Nutzwärme-
bedarf orientierten Kraft-Wärme-Kopplung im Energiebin-
nenmarkt und zur Änderung der Richtlinie 92/42/EWG
(ABl. EU Nr. L 52 S. 50) in der jeweils geltenden Fassung dar-
stellen, rechtfertigt einen verringerten Entgeltsatz für die in
diesem Zusammenhang betriebene Durchlaufkühlung, die bei
gesamtökologischer Bewertung deutliche Vorteile in Bezug
auf den Kohlendioxid-Ausstoß sowie die energetische Ver-
wertung der genannten Brennstoffe aufweist.

Zu § 3 Abs. 1 

Nach der Nummer 1 dieser Vorschrift knüpft die Pflicht zur
Zahlung des Wasserentnahmeentgelts in personeller Hinsicht
an den Inhaber oder die Inhaberin der die Wasserentnahme ge-
stattenden Zulassung (Erlaubnis, Bewilligung, Planfeststel-
lung oder Plangenehmigung) an. 
Durch Nummer 2 werden die Fälle erfasst, in denen jemand
Wasser ohne die gesetzlich vorgeschriebene Zulassung ent-
nimmt. Hiervon werden auch die Fälle erfasst, in denen ein
Dritter Wasser ohne das Einverständnis des Inhabers der was-
serrechtlichen Zulassung entnimmt. Erlaubnisfreie Nutzun-
gen wie § 8 Abs. 2 und 3 WHG, der Gemeingebrauch (§ 25
WHG, § 36 des Landeswassergesetzes – LWG – in der Fassung
vom 22. Januar 2004 – GVBl. S. 53 – BS 75-50, in der jeweils
geltenden Fassung), der Eigentümer-/Anliegergebrauch (§ 26
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WHG, § 38 LWG) und die Grundwassernutzung nach § 46
WHG sind nach Nummer 2 der Bestimmung somit entgelt-
frei.

Zu § 3 Abs. 2 

Diese Regelung statuiert die Pflicht für den in § 3 Abs. 1 be-
stimmten Entgeltpflichtigen, bis zum 1. März des auf den Ver-
anlagungszeitraum folgenden Jahres gegenüber der  zuständigen
Behörde unaufgefordert eine Erklärung über die zur Berech-
nung des Wasserentnahmeentgelts erforderlichen Tatsachen
(Wassermenge, Herkunftsmedium, Ausnahmen) vorzulegen
und durch geeignete Unterlagen nachzuweisen. Die Nichtbe-
achtung dieser Pflicht ist gemäß § 8 Abs. 2 bußgeldbewehrt.
Für den Fall, dass der Entgeltpflichtige seiner Erklärungs-
pflicht nicht bzw. nicht rechtzeitig nachkommt, sieht Satz 2
für die zuständige Behörde die Möglichkeit vor, das Wasser -
entnahmeentgelt im Wege der Schätzung zu bestimmen, um
Einnahmeausfälle zu vermeiden. Im Regelfall ist der Schät-
zung gemäß Satz 3 die in der wasserrechtlichen Zulassung ge-
nannte Höchstmenge zugrunde zu legen. Enthält die Zulas-
sung keine Jahreshöchstmenge, so soll bei der Hochrechnung
kürzerer Entnahmeintervalle auf den Veranlagungszeitraum
ein angemessener Abschlag für Zeiträume ohne Wasserent-
nahmen vorgenommen werden. 

Zu § 3 Abs. 3 

Die Vorschrift ordnet für die Erklärung zum Wasserentnah-
meentgelt die elektronische Form unter Verwendung des
durch Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Umwelt,
Landwirtschaft, Ernährung, Weinbau und Forsten bestimm-
ten amtlichen elektronischen Verfahrens an.

Zu § 4

Die Absätze 1 und 2 dieser Bestimmung gewähren dem Ent-
geltpflichtigen einen gesetzlichen Anspruch auf Verrechnung
der Aufwendungen für bestimmte „ressourcenwirksame“
Maßnahmen, für die er Finanzmittel aufgewendet hat. Die
Verrechnung erfolgt auf Antrag des Entgeltpflichtigen. Maß-
geblich ist der Zeitpunkt der Aufwendung, nicht jedoch der
Inbetriebnahme. Voraussetzung der Verrechnung ist somit,
dass Aufwendungen und Wasserentnahmeentgelt aus dem -
selben Veranlagungsjahr stammen.

Durch die in den Nummern 1 und 2 des Absatzes 1 aufge-
führten Verrechnungstatbestände werden lenkungszweck-
gemäße Anreize geschaffen: Mit der Inanspruchnahme von
Wasser aus Gewässern für Kühlzwecke sind Wärmeeinträge in
das Gewässer verbunden, die seinen ökologischen Zustand we-
sentlich beeinflussen können. Aus diesen Wärmelasten resul-
tierende Erhöhungen von Gewässertemperaturen haben sich
zunehmend als ökologisch problematisch erwiesen. Maßnah-
men zur Reduzierung der Wärmeeinleitungen können daher
einen wertvollen Beitrag zur Ressourcenschonung leisten. 
Nummer 1 betrifft Effizienzanalysen zur Ermittlung und Be-
urteilung von Maßnahmen, die geeignet sind, eine Reduzie-
rung von Wärmefrachteinleitungen in das Gewässer zu be-
wirken. Diese Analysen sind mit Zustimmung der oberen
Wasserbehörde zu erstellen; in begründeten Einzelfällen ist
 externer Sachverstand einzubeziehen. Dies beinhaltet eine
möglichst frühzeitige Einbindung der Wasserbehörde, die so
die Möglichkeit erhält, Art, Umfang und Zielrichtung der
Analyse zu beeinflussen und darauf hinzuwirken, dass die öko -

lo gischen und ökonomischen Auswirkungen der unter -
suchten Maßnahme zur Reduzierung der Wärmefracht in
 einem umfassenden, „ganzheitlichen“ Sinne betrachtet  werden.
Nummer 2 umfasst die Aufwendungen für die Errichtung
und Erweiterung ausschließlich solcher Anlagen, die von der
oberen Wasserbehörde auf der Grundlage einer Effizienzana-
lyse im Sinne der Nummer 1 im Vorfeld der Investition als
verrechnungsfähig anerkannt worden sind. Die Begriffe „Er-
richtung oder Erweiterung“ sind in enger Anlehnung an § 10
Abs. 3 des Abwasserabgabengesetzes (AbwAG) in der Fas-
sung vom 18. Januar 2005 (BGBl. I S. 114) in der jeweils gel-
tenden Fassung funktionell zu verstehen; unter „Erweite-
rung“ ist daher jede bauliche, einrichtungs- oder verfahrens-
mäßige Änderung gemeint, die eine effektivere Reduzierung
der in das Gewässer abgegebenen Wärmefracht zur Folge hat.
Der in den Nummern 1 und 2 zum Ausdruck kommende zeit-
liche und sachliche Zusammenhang der Verrechnungstatbe-
stände soll einen zielgenauen und ressourcenwirksamen Ein-
satz des verrechneten Anteils des Wasserentnahmeentgelts ge-
währleisten. Nicht dazu zählen Betriebskosten. Um sicher-
zustellen, dass verrechnungsfähige Investitionen zügig fertig-
gestellt werden, bestimmt Satz 2, dass pro Maßnahme im
 Sinne der Nummer 2 Aufwendungen nur über einen Zeit-
raum von maximal drei aufeinanderfolgenden Jahren ver-
rechnungsfähig sind.
Der Entgeltpflichtige kann somit verrechnungsfähige Auf-
wendungen im Sinne des Absatzes 1 zu 100 v. H. mit bis zu
25 v. H. des Wasserentnahmeentgelts verrechnen, das er in
dem Veranlagungszeitraum schuldet, in dem er die Mittel auf-
gewendet hat.
Nach Absatz 2 werden Aufwendungen bestimmter Entgelt-
pflichtiger auf der Basis vertraglicher Vereinbarungen zwi-
schen ihnen und landwirtschaftlichen Betrieben für Koope-
rationsmaßnahmen zum Schutz des Grundwassers oder ober-
irdischer Gewässer für verrechenbar erklärt. Dies trägt dem
Umstand Rechnung, dass von der landwirtschaftlichen Boden -
nutzung Auswirkungen auf den Zustand des Grund- und
Oberflächenwassers ausgehen, denen im Wege einer koope-
rativen Herangehensweise sowie durch Informationsmaß-
nahmen entgegengewirkt werden kann. Als Kooperations-
partner der landwirtschaftlichen Betriebe kommen aufgrund
der spezifischen Abhängigkeit ihrer Produkte von der
Wasser beschaffenheit die Träger der öffentlichen Wasserver-
sorgung sowie Getränke herstellende Unternehmen (Num-
mer 11 der Klassifikation der Wirtschaftszweige des Statisti-
schen Bundesamtes aus dem Jahre 2008) in Betracht. 
Bemessungsgrundlage für die Verrechnung nach Absatz 2 ist
ein Anteil von 50 v. H. der Aufwendungen des Entgeltpflich-
tigen pro Maßnahme. Der Entgeltpflichtige kann somit hin-
sichtlich jeder Maßnahme im Sinne des Absatzes 2 verrech-
nungsfähige Aufwendungen jeweils zu 50 v. H. mit dem ge-
samten in demselben Veranlagungszeitraum geschuldeten
Wasserentnahmeentgelt verrechnen. Die Beschränkung der
Verrechnung auf den hälftigen Anteil jeder Investition nach
Absatz 2 soll in ökonomischer und ökologischer Hinsicht als
Korrektiv wirken, da die Entgeltpflichtigen pro Maßnahme
die Hälfte der Aufwendungen selbst zu tragen haben. Einer
Begrenzung der Verrechnungsmöglichkeit auf einen be-
stimmten Anteil des im Veranlagungszeitraum geschuldeten
Wasserentnahmeentgelts wie in Absatz 1 bedarf es angesichts
des absehbaren geringeren Investitionsvolumens der in Ab-
satz 2 genannten Maßnahmen nicht. 
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Absatz 3 regelt das Verfahren der Verrechnung. Sämtliche
zum Nachweis der beantragten Verrechnung erforderliche
Angaben sind im Rahmen der Erklärung zum Wasserentnah-
meentgelt nach § 3 Abs. 2 Satz 1 in der in § 3 Abs. 3 vorge-
schriebenen Form zu machen. Zu einem späteren Zeitpunkt
gestellte Anträge führen zum Ausschluss des Verrechnungs-
anspruchs (Ausschlussfrist).

Zu § 5 Abs. 1

Diese Bestimmung legt zunächst fest, dass der durch den Voll-
zug des Wasserentnahme entgeltgesetzes entstehende Verwal-
tungsaufwand, bestehend aus Personalkosten und Sachauf-
wand, vorab aus dem Entgeltaufkommen zu decken ist. Das
verbleibende Aufkommen steht dem Land zur zweckgebun-
denen Verwendung für eine nachhaltige Gewässerbewirt-
schaftung im Sinne des Wasserhaushaltsgesetzes zu. Dies um-
fasst die in § 6 WHG genannten Bewirtschaftungsziele, wobei
durch die in den Nummern 1 bis 4 enthaltene Aufzählung der
Schwerpunkt auf solche Maßnahmen gelegt wird, die dem
Schutz der Umweltressource Wasser dienen. Beispielhaft zu
nennen sind hier Maßnahmen zum Erwerb oder zur Siche-
rung von Ufergrundstücken, Maßnahmen des Wasserrück-
halts, Maßnahmen zur Wiederherstellung der Durchgängig-
keit und zur Verbesserung der Infrastruktur der öffentlichen
Wasserversorgung, Modelle zur nachhaltigen überregionalen
Wassergewinnung (Versorgungsverbünde, interkommunale
Zusammen arbeit) sowie eine stärkere ökologische Ausrich-
tung der zentralen Beregnung. Eine zweckentsprechende Ver-
wendung umfasst darüber hinaus die Stärkung, finanzielle Ab-
sicherung und Erweiterung bestehender Förderprogramme
mit den daraus resultierenden Vorteilen für den Ressourcen-
schutz und die Vermarktung sowie Maßnahmen zur Schaf-
fung eines Bewusstseins für das „Lebenselement Wasser“ bei
Maßnahmeträgern, Planern, Interessengruppen sowie der all-
gemeinen Öffentlichkeit.
Nach Satz 2 erstreckt sich die gesetzliche Zweckbindung auch
auf die Rückflüsse aus Zuwendungen, die aus dem Wasserent-
nahmeentgelt gewährt wurden, nebst Zinsen sowie auf die auf-
grund dieses Gesetzes erzielten Verwaltungseinnahmen (ins-
besondere Bußgelder).
Absatz 2 trifft Regelungen hinsichtlich der Verwendung des
Aufkommens im Rahmen der wasserwirtschaftlichen Förde-
rung sowie der für die Mittelbewilligung zuständigen Be hörde. 
In Absatz 3 wird die zuständige Behörde für die nach der Mit-
telbewilligung entstehenden Verwaltungsaufgaben bestimmt.

Zu § 6

In Absatz 1 wird das Kalenderjahr als Veranlagungszeitraum
bestimmt. 
Absatz 2 bestimmt die für den Vollzug des Gesetzes sachlich
und örtlich zuständige Behörde. Durch die Verweisung auf
§ 12 des Landesabwasserabgabengesetzes (LAbwAG) vom
22. Dezember 1980 (GVBl. S. 258), BS 75-52, in der jeweils gel-
tenden Fassung werden der zuständigen Behörde die Befug-
nisse aus dem Verfahren zur Erhebung der Abwasserabgabe
eingeräumt. 

Absatz 3 regelt Form- und Zustellungserfordernisse ebenfalls
in Übereinstimmung mit dem Verfahren zur Erhebung der
Abwasserabgabe, Absatz 4 bestimmt  die Festsetzungsfrist. 
Absatz 5 enthält eine mit § 12 a AbwAG identische Regelung
im Sinne des § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und Satz 2 Verwaltungs-
gerichtsordnung für die Anforderung, d. h. sowohl für die

Vorauszahlung als auch für die Festsetzung des Wasserent-
nahmeentgelts. 
Für die Festsetzung, Erhebung und Vollstreckung sind
grundsätzlich das Landesverwal tungsverfahrensgesetz und das
Landesverwaltungsvollstreckungsgesetz anzuwenden; nach
Absatz 6 finden für wesentliche Regelungsbereiche jedoch die
Bestimmungen der Abgaben ordnung, die gemäß den §§ 14
und 15 LAbwAG bei der Abwasserabgabe anzuwenden sind,
im Rahmen des Wasserentnahmeentgelts aufgrund seines Ab-
gabencharakters entsprechende Anwendung. Durch die dyna -
mische Verweisung auf die genannten Vorschriften des
Landes  abwasserabgabengesetzes wird eine Harmonisierung
der „verwandten“ Verfahren zur Festsetzung von Abwasser-
abgabe und Wasserentnahmeentgelt erreicht. Dies betrifft im
Rahmen des Festsetzungsverfahrens insbesondere die steuer -
lichen Begriffsbestimmungen, die Festsetzungsverjährung und
die abweichende Festsetzung aus Billigkeitsgründen sowie im
Rahmen des Erhebungsverfahrens Regelungen zur Verzin-
sung und Zahlungsverjährung.

Zu § 7 

Durch die Regelung wird der Entgeltpflichtige verpflichtet,
für den laufenden Veranlagungszeitraum eine Vorauszahlung
zu leisten, die von der zuständigen Behörde durch Bescheid
festgelegt wird. Die Vorauszahlung entspricht in der Höhe
dem zuletzt festgesetzten Jahresbetrag oder dem zu erwarten-
den Jahresbetrag, insbesondere wenn der Entgeltpflichtige im
Rahmen der Erklärung nach § 3 Abs. 2 Abweichungen von
dem zuletzt festgesetzten Jahresbetrag darlegt, beispielsweise
aufgrund zu erwartender verrechnungsfähiger Aufwendungen
nach § 4 Abs. 1 oder Abs. 2 oder aufgrund voraussichtlicher,
erheblich abweichender Wasserentnahmen. Für den ersten
Veranlagungszeitraum kann die Behörde eine Schätzung der
entnommenen Wassermengen auf der Grundlage der Angaben
der Entgeltpflichtigen vornehmen. Die Fälligkeit der Voraus-
zahlung tritt nach Satz 3 der Bestimmung am 1. Juli des Jah-
res, jedoch nicht vor Ablauf eines Monats nach Zustellung des
Vorauszahlungsbescheides, ein.

Zu § 8

Durch Absatz 1 werden die Straf- und Bußgeldbestimmungen
der Abgabenordnung aufgrund des Rechtscharakters des
Wasser entnahmeentgelts als einer nichtsteuerlichen Abgabe
für entsprechend anwendbar erklärt. Dies umfasst die Straf-
vorschriften über die vorsätzliche Abgabehinterziehung
einschließlich Selbstanzeige und Verfolgungsverjährung sowie
die Bußgeldvorschrift über die leichtfertige Abgabenhinter-
ziehung.
Absatz 2 enthält einen Katalog der nach diesem Gesetz buß-
geldbewehrten Tatbestände, anknüpfend an einen vorsätz -
lichen oder fahrlässigen Verstoß gegen die zur Erhebung und
Festsetzung des Wasserentnahmeentgelts erforderlichen Er-
klärungs- bzw. Mitwirkungspflichten des Entgeltpflichtigen.
Der Bußgeldrahmen trägt den Vorgaben des § 17 Abs. 3 und
4 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten Rechnung.

Zu § 9

Diese Bestimmung bestimmt das für den Erlass von Verwal-
tungsvorschriften zur Durch führung dieses Gesetzes zustän-
dige Ministerium.

Zu § 10

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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